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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Ulia Jelpke und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/5703 — 


Speicherungen im Schengener informationssystem (SIS) 


Mit dem 25. März 1995 trat das Schengener Durchführungsüberein- 
kommen (SDÜ) in Kraft. Der Schengener Jahresbericht 1995 der Innen- 
ministerkonferenz spricht auf Seite 17 davon, daß der Ladezustand des 
Schengener Informationssystems (SIS) nach einem Betriebsjahr bereits 
4 Millionen Datensätze umfasse. Die Bundesrepublik Deutschland allein 
habe 63 % dieser Datensätze (= ca. 2,5 Millionen) eingegeben. In ihrer 
Antwort auf unsere Kleine Anfrage hatte die Bundesregierung darge- 
legt, daß 

— 1 088 der 2,5 Millionen deutschen SIS-Datensätze die Festnahme 
zum Zwecke der Auslieferung (Artikel 95 SDÜ), 

— 283 Datensätze die verdeckte polizeiliche Beobachtung und 

— nicht weniger als 4 1 7 335 Datensätze die Festnahme zum Zwecke der 
Ausweisung von Flüchtlingen bzw. Migrantinnen und Migranten 
betreffen (wobei hierzu noch 318 596 Datensätze mit sog. „Alias- 
Namen" hinzuzurechnen seien) (Drucksache 13/5515). 


Vorbemerkung 

Die Schengen-Staaten führen gemeinsame Statistiken nur in 
wenigen, von den hier beantworteten Fragen nicht berührten 
Teilbereichen. Erkenntnisse zu Angaben in anderen Schengen- 
Vertragsstaaten liegen der Bundesregierung derzeit nicht vor. Die 
Antworten stellen daher die deutsche Situation dar. 


1. Welche ergänzenden Informationen werden (bundes- bzw. schen- 
genweit) durch SIRENE gemäß Artikel 96 SDÜ an wen zur ggf. er- 
forderlichen Begründung einer Einreis everweigerung übermittelt? 

Welche Probleme gibt es hinsichtlich der Anwendung von Artikel 25 
SDÜ, und welche Schritte schlägt die Bundesregierung vor, um 
diese zu lösen? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 
17. Oktober 1996 übermittelt 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den FragetexL 
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Die Schengener Vertragsstaaten haben sich geeinigt, im Falle des 
Antreffens einer nach Artikel 96 SDÜ zur Einreiseverweigerung 
ausgeschriebenen Person auf Anforderung folgende Daten zu 
übermitteln: 

— Datum der Verfügung, 

— Behörde, welche die Verfügung erlassen hat, 

— Art der Verfügung, 

— Dauer und Gültigkeit der Verfügung, 

~ Zustellung der Verfügung. 

Grundsätzliche Probleme hinsichtlich des Artikels 25 SDÜ exi- 
stieren national nicht. Die für die Bundesrepublik Deutschland 
festgelegten innerstaatlichen Verfahren greifen zunehmend. 

Für einzelne Vertrags Staaten gibt es offensichtlich noch Probleme 
bei der abschließenden Benennung von Zentralstellen. Eine Be- 
urteilung des aktuell erreichten Standes steht der Bundesregie- 
rung nicht zu, da es sich ausschließlich um nationale Kompeten- 
zen der anderen Vertrags Staaten handelt. 


2. Welche Auslegungsunterschiede existieren zwischen den Schen- 
gen-Ländern im Hinblick auf die Begriffe 

~ „Hit "/„Treffer", 

— „ Aufenthaltsgenehmigung " , 

— „Ausländer", 

— „Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung" bzw. 
der „ nationalen Sicherheit " ? 

Sollen diese Unterschiede beseitigt werden, und wenn ja, wie? 


Bezüglich der Begriffe „Hit "/„Treffer" gibt es keine Auslegungs- 
unterschiede zwischen den Schengener Vertragsstaaten. Jede 
positive Feststellung eines im SIS gespeicherten Datensatzes bei 
einer Abfrage wird als Treffer im System bewertet. Unterschiede 
zwischen einzelnen Schengener Vertrags Staaten gibt es bezüglich 
Art und Umfang der nationalen statistischen Erfassung von Tref- 
fern. Die nunmehr erreichte Abstimmung zwischen den Schen- 
gener Vertragsstaaten gestattet es trotz dieser nationalen Unter- 
schiede, aussagekräftige Gesamtstatistiken zu erstellen. 

Auch hinsichtlich der übrigen genannten Begriffe bestehen keine 
Auslegungsunterschiede . 


3. Welche Behörden welcher Schengen-Länder stellen im Hinblick auf 
SIS- Ausschreibungen bzw. SIRENE -Anfragen welche Fahndungs- 
unterlagen und welche Daten zur Verfügung? 


Die Bereitstellung von Daten für Ausschreibungen im SIS regelt 
sich nach den Artikeln 94 bis 100 SDÜ. Hier sind sowohl die zu- 
treffenden Behörden des ersuchenden Vertrags Staates als auch 
der Datenumfang eindeutig geregelt. Beispielhaft wird hier auf 
die Übersendung von Informationen für Ausschreibungen zur 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5846 


Festnahme mit dem Ziel der Auslieferung auf Artikel 95 Abs. 1 
und 2 SDÜ verwiesen. 

Der Austausch von Informationen zwischen den einzelnen 
SIRENE-Büros in Trefferfällen regelt sich nach dem SIRENE- 
Handbuch. Der Austausch von zusätzlichen Informationen basiert 
dabei regelmäßig auf Ersuchen der zuständigen Behörden, z.B. 
zur eindeutigen Klärung der Identität einer festgestellten Person 
oder Sache. 


Welche Behörden (bzw. wie viele ihrer Dienststellen) sind im On- 
line-Verfahren mit dem SIS bzw. der SIRENE verbunden? 


Ein On^line- Verbund anfrageberechtigter Behörden besteht aus- 
schließlich für den Zugriff auf das SIS. Für die SIRENE gibt es 
keinen On-line-Verbund. 

Im On-line-Verfahren mit dem SIS sind in der Bundesrepublik 
Deutschland alle Inpol-Teilnehmer, soweit sie eine Abfragebe- 
rechtigung für das SIS haben, verbunden. Das sind neben dem 
Bundeskriminalamt die Polizeidienststellen der Länder, der Polizei 
und Sicherungsdienste des Deutschen Bundestages, der Bundes- 
grenzschutz sowie die mit der Wahrnehmung der polizeilichen 
Kontrollen des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten 
Behörden und Dienststellen sowie das Zollkriminalamt und 
deren nachgeordnete Dienststellen. Gemäß Artikel 101 Abs. 4 
SDÜ wurde für die Bundesrepublik Deutschland wie für alle 
anderen Vertragsstaaten eine Liste der zuständigen Behörden, die 
berechtigt sind, die im SIS gespeicherten Daten unmittelbar 
abzufragen, nach Stellungnahme durch die gemeinsame Daten- 
schutzkontrollinstanz durch den Exekutivausschuß bestätigt. 


4. Wie viele Visa wurden seit dem 26. März 1995 erteilt (bitte hinsicht- 
lich der jeweiligen Schengen-Länder auf schlüsseln)? 


Die Zahlen der von den Schengen-Partnern erteilten Visa liegen 
der Bundesregierung nicht vor. Die folgenden Angaben beziehen 
sich auf die von den deutschen Auslandsvertretungen ausge- 
stellten Visa. 

Dabei stehen für 1996 derzeit ausschließlich die Zahlen für den 
Zeitraum 1. Januar 1996 bis 30. Juni 1996 zur Verfügung. Seit dem 
1. Januar 1996 werden in dieser Statistik auch die Zahlen der 
erteilten Transitvisa gesondert ausgeworfen. 


a) Wie viele hiervon waren von allgemeiner und wie viele mit 
räumlich begrenzter Gültigkeit (bitte hinsichtlich der jeweiligen 
Schengen-Länder aufschlüsseln)? 


Zwischen dem 26. März 1995 und dem 31. Dezember 1995 wurden 
1 510 996 Schengen-Visa erteilt. Davon waren 34 514 Schengen- 
Visa mit räumlich beschränkter Gültigkeit ausgestellt. In den 
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ersten sechs Monaten 1996 wurden 846 286 Visa erteilt. Davon 
waren 20 240 Visa in ihrer Gültigkeit räumlich beschränkt. 

Zwischen dem 26. März 1995 und dem 30. Juni 1996 wurden 
demnach 2 357 282 Schengen- Visa ausgestellt. 54 754 wiesen 
eine räumlich beschränkte Gültigkeit auf. 


b) Bei wie vielen handelte es sich um Durchfahrts- bzw. Transitvisa? 


Im Zeitraum 1. Januar 1996 bis 30. Juni 1996 sind 67 134 Tran- 
sitvisa erteilt worden. 


c) Wie viele Anträge auf ein Transitvisa wurden aus welchen 
Gründen und auf welcher Grundlage verweigert? 


In der Statistik wird nicht zwischen abgelehnten Anträgen auf 
Erteilung von Besuchs- und Transitvisa unterschieden. Sie gibt 
ausschließlich die Gesamtzahl abgelehnter Anträge wieder. 

Auch bei der Prüfung auf Erteilung eines Visums zur Durchreise 
sind die allgemeinen ausländerrechtlichen Bestimmungen zu- 
grunde zu legen. Dabei sind insbesondere die in den §§ 7 und 8 
des Ausländergesetzes normierten Versagungsgründe zu beach- 
ten. 


5. Wie viele Aufenthaltsgenehmigungen wurden EG-Ausländerinnen 
und EG -Ausländern auf welcher Grundlage trotz einer Einreise- 
verweigerung gemäß SDÜ erteilt (bitte hinsichtlich der jeweiligen 
Schengen-Länder auf schlüsseln)? 


Gemäß Artikel 134 SDÜ geht das Gemeinschaftsrecht den Vor- 
schriften des Schengener Durchführungsübereinkommens vor. 
Nach Gemeinschaftsrecht genießen EG -Staatsangehörige Frei- 
zügigkeit im gesamten Gemeinschaftsgebiet. 

EG-Ausländer können nicht im Schengener Informationssystem 
zur Einreiseverweigerung ausgeschrieben werden. 


6. Wie viele Staatsangehörige welcher Länder sind von der Melde- 
pflicht gemäß Artikel 22 Abs. 3 SDÜ befreit (bitte hinsichtlich der 
jeweiligen Schengen-Länder auf schlüsseln)? 


Die in Artikel 22 SDÜ geregelte Meldepflicht ist in Deutschland 
bislang nicht umgesetzt worden (vgl. § 38 AuslG, Aufenthalts- 
anzeige). 
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7. Wie hoch sind die gemäß Artikel 24 SDÜ geleisteten Ausgleichs- 
zahlungen für aufgrund von Abschiebungen entstandene finan- 
zielle Ungleichgewichte (bitte hinsichtlich der jeweiligen Schen- 
gen-Länder auf schlüsseln)? 


Ausgleichszahlungen sind nicht erfolgt. 


8. Wie viele Bußgelder wurden gemäß Artikel 26 SDÜ gegen welche 
Beförderungsunternehmen verhängt (bitte hinsichtlich der jewei- 
ligen Schengen-Länder auf schlüsseln)? 


Seit Inkrafttreten des SDÜ am 26. März 1995 wurden keine Buß- 
gelder gegen Beförderungsunternehmer durch den BGS auf der 
Grundlage des Artikels 26 SDÜ i. V. m. § 93 Abs. 3 des Ausländer- 
gesetzes verhängt. Auf der Grundlage von § 74 AuslG wurden 
Zwangsgelder in einem Ge samt umfang von 3 777 000 DM gegen 
Luftfahrtunternehmen verhängt. Davon entfallen 399 000 DM auf 
ein europäisches Luftverkehrsunternehmen. 


9. Wie viele Rechtshilfeersuchen wurden seit dem 25. März 1995 ge- 
mäß Artikel 53 Abs. 1 SDÜ zwischen den Justizbehörden welcher 
Schengen-Länder gestellt? 

Wie viele der Rechtshilfeersuchen wurden aus welchen Gründen 
(vgl. Artikel 50 Abs. 4 SDÜ) abgelehnt? 


Gemäß Artikel 53 Abs. 1 SDÜ können die Rechtshilfeersuchen 
und die entsprechenden Antworten unmittelbar von Justiz- 
behörde zu Justizbehörde übermittelt werden. Da dieser Über- 
mittlungsweg in der Praxis weitestgehend gewählt wird, liegen 
der Bundesregierung hierzu keine Zahlen vor. Gleiches gilt hin- 
sichtlich der Frage, wie viele dieser Rechtshilfeersuchen abge- 
lehnt wurden. 


10. Wie viele Auslieferungsfälle wurden unter Bezugnahme auf Arti- 
kel 66 Abs. 1 SDÜ wegen welcher Delikte beantragt (bitte hinsicht- 
lich der jeweiligen Schengen-Länder auf schlüsseln)? 

a) In wie vielen Fällen erfolgte diese Auslieferung mit und in wie 
vielen Fällen ohne Einwilligung der zu überstellenden Person 
(Artikel 66 Abs. 1 SDÜ)? 

b) In wie vielen Fällen erfolgte diese Auslieferung unter Verzicht 
des Spezialitätsgrundsatzes der zu überstellenden Person (Arti- 
kel 66 Abs. 2 SDÜ)? 

Artikel 66 SDÜ stellt keine Rechtsgrundlage für ein Ersuchen um 
Auslieferung im vereinfachten Verfahren dar. Artikel 66 SDÜ 
regelt lediglich den Fall, daß nach Eingang eines regulären 
Auslieferungsersuchens der Verfolgte unter bestimmten Kautelen 
sich mit der Auslieferung einverstanden erklärt und deshalb von 
der Durchführung des förmlichen Auslieferungsverfahrens abge- 
sehen werden kann. Auf die insoweit einschlägige innerstaatliche 
Vorschrift des § 41 des Gesetzes über die internationale Rechts- 
hilfe in Strafsachen darf insofern hingewiesen werden. 
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Die statistische Erfassung des Auslieferungsverkehrs der Bundes- . 
republik Deutschland mit dem Ausland ermöglicht keine Aussage 
zu der Frage, in wie vielen Fällen wegen welcher Straftat in bezug 
auf bestimmte Schengen-Länder seit dem 25. März 1995 eine 
Auslieferung erfolgt ist. Die verfügbaren Zahlen lassen für das 
Jahr 1995 lediglich nachfolgende Aussage zu: 

Im Verhältnis zu Belgien wurden 3 1 Auslieferungen bewilligt, da- 
von 18 im sog, vereinfachten Verfahren, wobei in zehn Fällen der 
Verfolgte auf den Grundsatz der Spezialität verzichtete. Im Ver- 
hältnis zu Frankreich wurden 24 Auslieferungen bewilligt, hier- 
von elf im vereinfachten Verfahren, wobei in neun Fällen der 
Verfolgte der Auslieferung unter Verzicht auf den Grundsatz der 
Spezialität zustimmte. Bei den drei Auslieferungen nach Luxem- 
burg erfolgte eine Auslieferung im vereinfachten Verfahren unter 
Verzicht auf den Grundsatz der Spezialität. Bezüglich der Nieder- 
lande wurde in 37 Fällen die Auslieferung bewilligt, hiervon 31 im 
vereinfachten Verfahren, wobei in 23 Fällen der Verfolgte auf den 
Grundsatz der Spezialität verzichtete. Bei den zwei Auslieferun- 
gen nach Portugal erfolgte eine Auslieferung im vereinfachten 
Verfahren mit Verzicht auf den Grundsatz der Spezialität, Von den 
drei Auslieferungen nach Spanien erfolgte keine Auslieferung im 
vereinfachten Verfahren. 


11. In wie vielen Fällen wurden durch welche Schengen-Länder Aus- 
schreibungen innerhalb des SIS gemäß Artikel 99 Abs. 6 SDÜ be- 
sonders gekennzeichnet, so daß die vorgesehene verdeckte Regi- 
strierung bzw. gezielte Kontrolle 24 Stunden nicht durchgeführt 
werden mußte (bitte hinsichtlich der jeweiligen Schengen-Länder 
auf schlüsseln)? 

In wie vielen Fällen wurde die in Artikel 99 Abs. 6 SDÜ vorgesehene 
Frist von 24 Stunden aus welchen Rechtsgründen bzw. aus welchen 
„besonderen Opportunitätserwägungen" überschritten? 


Der Bundesregierung sind diesbezüglich keine Fälle bekannt. 


12. Wie viele Asylanträge wurden (seit dem 25. März 1995) gemäß 
Artikel 29 Abs. 4 SDÜ aus welchen Gründen bearbeitet, obwohl 
dieser Schengen- Staat für dessen Bearbeitung eigentlich nicht zu- 
ständig gewesen wäre (bitte hinsichtlich der jeweiligen Schengen- 
Länder auf schlüsseln)? 


In wie vielen Fällen insgesamt die Bundesrepublik Deutschland 
nach Artikel 29 Abs. 4 SDÜ ein Asylbegehren nach nationalem 
Recht abschließend bearbeitet hat, obwohl die Zuständigkeit ei- 
nes anderen Vertragsstaates gegeben war, ist zahlenmäßig nicht 
belegt. Über das sog. Selbsteintrittsrecht nach Artikel 29 Abs. 4 
SDÜ entscheiden die Einzelentscheider der Außenstellen in eige- 
ner Zuständigkeit, ohne daß dies statistisch erfaßt wird. 

Aus den in Artikel 36 SDÜ genannten humanitären Gründen hat 
die Bundesrepublik Deutschland seit dem 26. März 1995 die Zu- 
ständigkeit für die hier gestellten Asylbegehren von 39 Personen 
übernommen und auf die Stellung eines Übemahmeersuchens an 
den zuständigen Staat verzichtet (Artikel 29 Abs. 4 SDÜ). 
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Artikel 36 SDÜ wird bei Vorliegen besonderer humanitärer oder 
familiärer Gründe angewandt, etwa bei einer schweren Krankeit 
oder schweren Behinderung, bei sonstiger Pflegebedürftigkeit 
eines Familienmitglieds sowie im Falle einer Schwangerschaft 
oder Geburt. Bei Minderjährigen bis zum Alter von 16 Jahren wird 
ebenfalls nach Möglichkeit vermieden, daß Kinder unbegleitet in 
einen Vertragsstaat überstellt werden. 

Sofern ein Schengen-Staat ein Asylbegehren gemäß Artikel 29 
Abs. 4 SDÜ übernommen hat, sind beim Bundesamt hierüber 
keinerlei Informationen vorhanden. 

In 17 Fällen hat die Bundesrepublik Deutschland die Zuständig- 
keit für ein in einem anderen Vertragsstaat gestelltes Asylbe- 
gehren aus humanitären Gründen übernommen, obwohl sie für 
den Betreffenden nicht zuständig war. Die Aufschlüsselung auf 
die einzelnen Vertragsstaaten und Herkunftsländer ist in Anlage 1 
dargestellt. 


13. Wie viele Asylbewerberinnen und Asylbewerber welcher Staatsan- 
gehörigkeit haben versucht, gemäß Artikel 38 Abs. 7 SDÜ 

— Auskunft, 

— Überprüfung und/oder Berichtigung 

über welche sie/ihn betreffende Daten beantragt (bitte hinsichtlich 
der jeweiligen Schengen-Länder aufschlüsseln)? 

a) In wie vielen Fällen mußten diesbezüglich welche Daten korri- 
giert werden? 

b) Wie oft haben sich Asylbewerberinnen und Asylbewerber ge- 
mäß Artikel 38 Abs. 12 SDÜ an die einzelstaatliche bzw. die 
gemeinsame Datenkontrollbehörde gewandt? 

In wie vielen Fällen mußten diesbezüglich welche Daten korri- 
giert werden? 


Seit April 1996 haben zwölf Asylbewerber, deren Asylanträge in 
einem anderen Vertragsstaat geprüft wurden, Auskünfte über ihre 
in der Bundesrepublik Deutschland gespeicherten Daten gemäß 
Artikel 38 Abs. 7 SDÜ eingeholt. Es wurde um Übersendung der 
schriftlichen Asylbegründung, der Anhörungsniederschrift, der 
Asylentscheidung oder anderer Unterlagen gebeten. Zur Auftei- 
lung auf Vertragsstaaten und Herkunftsländer siehe Anlage 2. 
Anfragen bezüglich Überprüfung oder Berichtigung von Daten 
wurden nicht gestellt. Es mußten keine Daten korrigiert werden. 

Da die Daten gemäß Artikel 38 Abs. 9 SDÜ nur so lange aufbe- 
wahrt werden wie dies zur Erreichung des Übermittlungszwecks 
erforderlich ist, können über den weiter zurückliegenden Zeit- 
raum keine Angaben gemacht werden. 

Artikel 38 Abs. 12 SDÜ regelt kein Recht der Asylbewerber, son- 
dern wendet sich ausschließlich an die Vertragsstaaten. Sofern es 
sich um Auskunftsersuchen von Asylbewerbern handelt, ist Arti- 
kel 38 Abs. 7 SDÜ einschlägig. 

Bisher hat sich kein Asylbewerber im Zusammenhang mit einer 
Übernahmeentscheidung an den Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz gewandt. 
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14. Wie viele Personen welcher Staatsanqehöriqkeit haben qemäß Arti- 
kel 110 SDÜ 

— Auskunft, 

— Überprüfung und/oder Berichtigung 

der über sie gespeicherten Daten verlangt (bitte hinsichtlich der 

jeweiligen Schengen-Länder aufschlüsseln)? ‘ 

a) In wie vielen Fällen mußten diesbezüglich welche Daten korri- 
giert werden? 

b) In wie vielen Fällen mußte hierfür gemäß Artikel 111 SDÜ Klage 
erhoben werden, und in wie vielen Fällen waren diese Klagen 
erfolgreich? 


Der Bundesregierung sind bisher keine Fälle bekannt. 


15. Wie viele Personen weicher Staatsangehörigkeit haben bei 
der gemeinsamen Daten-Kontrollbehörde gemäß Artikel 114 f SDÜ 

— Auskunft, 

— Überprüfung und/oder Berichtigung 

der über sie gespeicherten Daten verlangt (bitte hinsichtlich der 
jeweiligen Schengen-Länder auf schlüsseln)? 

In wie vielen Fällen mußten diesbezüglich welche Daten korrigiert 
werden? 


Der Bundesregierung liegen die geforderten Angaben nicht vor. 


16. In wie vielen Fällen wurde gemäß Artikel 106 Abs. 2 SDÜ der An- 
trag auf Berichtigung von im SIS gespeicherten Daten gestellt (bitte 
hinsichtlich der jeweiligen Schengen-Länder auf schlüsseln)? 

Wie oft wurden diesbezüglich wie viele Daten/Datensätze korri- 
giert? 


Der Bundesregierung liegen hierzu keine konkreten Angaben vor. 


17. Wie viele Personen welcher Staatsangehörigkeit beantragten ge- 
mäß Artikel 116 SDÜ Schadensersatz (bitte hinsichtlich der jewei- 
ligen Schengen-Länder auf schlüsseln)? 

a) In wie vielen Fällen wurde diesem Antrag entsprochen? 

b) Welche Schadensersatzsummen wurden gezahlt? 

In wenigen Einzelfällen wurde bisher ein Schadenersatzanspruch 
geltend gemacht. Die Prüfung dieser Fälle ist jedoch noch nicht ab- 
geschlossen, so daß bisher auch noch keine Zahlungen erfolgt sind. 

Ausgehend von diesen bisherigen Einzelfällen wird gegenwärtig 
im Rahmen der zuständigen Schengener Arbeitsgruppen beraten, 
wie die Maßnahmen nach Artikel 116 Abs. 2 SDÜ in zweckmäßi- 
ger Art und Weise praktisch zu regeln sind. 


18. In wie vielen Fällen wurden Daten aus dem SIS gemäß Artikel 129 
Punkt b von Polizeibehörden an welche „anderen Stellen“ übermit- 
telt (bitte hinsichtlich der jeweiligen Schengen-Länder aufschlüs- 
seln)? 

In wie vielen Fällen wurden Daten aus dem SIS gemäß Artikel 129 
Punkt b von Polizeibehörden an welche Nachrichtendienste über- 
mittelt? 
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Artikel 129 SDÜ bezieht sich nicht auf das SIS, sondern unmittel- 
bar auf die Polizeiliche Zusammenarbeit gemäß Titel III Kapitel 1 
SDÜ. 

Im übrigen sind der Bundesregierung keine Fälle bekannt, in 
denen im Rahmen der Polizeilichen Zusammenarbeit nach den 
Artikeln 39 ff. SDÜ Daten an andere Stellen als Polizei- und/oder 
Justizbehörden übermittelt wurden. 


19, In wie vielen Fällen mußten gemäß Artikel 40 f SDÜ praktizierte 
Observations- bzw, Nacheile-Aktionen aus welchen Gründen ab- 
gebrochen werden (bitte hinsichtlich der jeweiligen Schengen- so- 
wie der deutschen Bundesländer aufschlüsseln)? 


Observationsaktionen des Bundeskriminalamtes gemäß Artikel 40 
SDÜ mußten in keinem Fall abgebrochen werden; des weiteren 
erfolgten keine Nacheileaktionen gemäß Artikel 41 SDÜ durch 
das BKA. 

Aktuelle Erkenntnisse über grenzüberschreitende Observationen 
und Nacheilen durch Polizeikräfte der Bundesländer oder anderer 
Schengen-Staaten liegen der Bundesregierung nicht vor. 


20. Wie viele kontrollierte Drogenlieferungen (vgl. Schengen-Jahres- 
bericht 1993 der Innenministerkonferenz S. 9) wurden seit dem 
25. März 1995 schengenweit durchgeführt (bitte hinsichtlich der je- 
weiligen Schengen- sowie der deutschen Bundesländer aufschlüs- 
seln)? 

a) In wie vielen Fällen waren welche EU-, in wie vielen Fällen 
welche Nicht-EU-Staaten hiervon betroffen? 

b) Wie viele Personen konnten aufgrund dieser kontrollierten 
Lieferungen wegen welcher Delikte festgenommen werden? 

c) Drogen welcher Art und in welchen Mengen (und damit auch 
weichen Marktwertes) wurden hierbei „kontrolliert geliefert"? 

d) In wie vielen Fällen wurden hierbei durch Polizeibehörden wel- 
cher Schengen-Länder 

— Observations-, 

— Nacheileaktionen gemäß Artikel 40 f SDÜ durchgeführt bzw. 

— verdeckte Ermittler 

eingesetzt? 


Statistiken über schengenweite kontrollierte Lieferungen werden 
nicht geführt. 
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